
Staatshaushalt 2011 Im Kantonsrat ist man erstaunt über die Gesinnungsänderung der FDP

«Bürgerliches Budget» anvisiert
Nach dem Einschwenken der
FDP auf die Linie der SVP und
der Mitteparteien ist die Bud-
getdebatte eigentlich entschie-
den. Sie deshalb weglassen,
wie die SVP verlangte, wollte
der Rat dann aber doch nicht.

Alfred Borter

Die FDP gab gestern offiziell be-
kannt, dass sie nun, anders als zunächst
mitgeteilt, zusammen mit SVP, CVP und
Grünliberalen eine Verbesserung des
Kantonsbudgets 2011 um rund 100 Mil-
lionen Franken verlange. SP, Grüne und
EVP reagierten entsprechend konster-
niert. Die Gutheissung des Budgets
scheint nun eine klare Sache. Die
Schlussabstimmung wird heute Diens-
tag oder nächste Woche stattfinden.

Wie Fiko-Präsident Martin Arnold
(SVP, Oberrieden) ausführte, sah das
Budget gemäss Antrag der Regierung ei-
nen Ertragsüberschuss von gut 91 Millio-
nen Franken vor. Die Fiko hat ihrerseits
Änderungen vorgenommen, welche den
Überschuss auf 191 Millionen Franken
anwachsen lassen. Ein pauschaler Kür-
zungsantrag beläuft sich auf 126 Millio-
nen Franken, davon abzuziehen sind 26
Millionen, die man bei den Einnahmen

aus der Gewinnablieferung der Kanto-
nalbank zurückbuchstabieren will.

In der Eintretensdebatte betonte
Theo Toggweiler (SVP, Zürich), man
müsse sich auf schwierige Zeiten vorbe-
reiten. Arnold Suter (SVP, Kilchberg)
doppelte nach, das sei umso wichtiger,
als die Steuereinnahmen sehr optimis-
tisch budgetiert seien. «Die FDP will ein
bürgerliches Budget», erklärte Katharina
Weibel (FDP, Seuzach), weshalb sie, an-
ders als bei der Schlussabstimmung in
der Finanzkommission, mit dem pau-
schalen Kürzungsantrag einverstanden
sei. Für Brigitta Leiser (CVP, Regens-
dorf) ist klar: «Bezüglich Ausgaben
müssen wir auf die Bremse treten.»

GLP erwartet Überschüsse
Thomas Maier (GLP, Dübendorf) gab

zu verstehen, wenn es wirtschaftlich so
gut laufe wie heute, müsste es eigent-

lich möglich sein, sogar Ertragsüber-
schüsse von 400 Millionen zu erwirt-
schaften, um Schulden abzutragen und
eine Reserve für die nächste Baisse zu

äufnen. Das Sanierungspaket San 10 sei
nichts anderes als eine Taube auf dem
Dach, weshalb man heute sparen müs-
se, wo das möglich sei.

Für die EVP gab Peter Ritschard (Zü-
rich) zu verstehen, seine Fraktion trage
nicht alle Massnahmen von San 10 mit,
aber wichtig sei, dass überhaupt ein
Budget zustande komme. Seine Fraktion

könne sich vorstellen, den Steuerfuss
beim nächsten Mal um 3 Prozent zu
erhöhen. Auch Heinz Kyburz (EDU,
Oetwil am See) erklärte, neben Auf-
wandminderungen seien künftig auch
Ertragssteigerungen vorzusehen.

Rosmarie Joss (SP, Dietikon) und
Hans Läubli (Grüne, Affoltern am Albis)
kritisierten, es werde am falschen Ort
gespart, nämlich etwa beim Personal,
bei Investitionen im Universitätsbereich
und beim Umweltschutz.

«Arroganz der Macht»
Die Detailberatung des Budgets be-

gann mit einem Paukenschlag. SVP-
Sprecher Arnold Suter beantragte über-

raschend, aus Effizienzgründen auf die
Detailberatung zu verzichten. Die Mei-
nungen seien ja längst gemacht. Damit
kam er aber schlecht an. Raphael Golta
(SP, Zürich) etwa warf der SVP «Arro-
ganz der Macht» vor, Thomas Vogel
(FDP, Illnau-Effretikon) fand, es wäre
falsch, der Minderheit das Maul zu ver-
bieten. Der Antrag sei ineffizient, mein-
te Peter Reinhard (EVP, Kloten), da er ja
absolut chancenlos sei.

Nach fast halbstündiger Debatte über
den Antrag blieb die SVP damit tatsäch-
lich allein, er wurde mit 117 zu 57 Stim-
men verworfen.

Hauptkürzung gutgeheissen
Die globale Kürzung um 126 Millio-

nen Franken wurde darauf gegen hefti-
gen Protest von SP, Grünen und EVP mit
104 gegen 63 Stimmen genehmigt. Ver-
mindert wird diese Verbesserung um die
Herabsetzung der von der Kantonal-
bank erwarteten Gewinnausschüttung
um 26 Millionen Franken.

Wie schon letztes Jahr entschied sich
das Parlament zudem für eine Kürzung
bei der Fachstelle für die Gleichstellung
von Frau und Mann um 127 000 Fran-
ken. Ein Antrag, noch weitere 200 000
Franken wegzukürzen, erhielt hingegen
keine Mehrheit. Vergeblich plädierte SP-
Referentin Rosmarie Joss dafür, für das
Staatspersonal 30 Millionen Franken
mehr einzustellen. Die Beratung des
Budgets wird heute Dienstag fortgesetzt.
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Geschworenengericht Zürich Umstrittene Schädigungen der beiden Kinder

Verwahrung oder Freispruch für «Hasch-Jesus»
Laut Staatsanwalt muss der
Guru von Wila verwahrt wer-
den, seine Helferin acht Jahre
hinter Gitter. Die Verteidiger
plädierten auf Freispruch.

Attila Szenogrady

Am Montag, kurz vor zehn Uhr liess
Staatsanwalt Ulrich Weder die Katze aus
dem Sack. Er verlangte für den so ge-
nannten «Hasch-Jesus» von Wila wegen
mehrfacher schwerer Körperverletzung
nicht nur eine hohe Freiheitsstrafe von
12 Jahren. Zusätzlich forderte er auch
die Verwahrung des völlig uneinsichti-
gen Sektenführers.

Acht Jahre Freiheitsentzug beantrag-
te Weder hingegen für die heute 62-jäh-
rige Anhängerin des Gurus. Die kalther-
zige Sozialpädagogin habe sich im
Laufe des Verfahrens als willige Vollstre-
ckerin des Haupttäters erwiesen.

Folter übelster Art
Zuvor hatte der leitende Staatsanwalt

den beiden Angeklagten eine sadisti-
sche Schreckensherrschaft angelastet.
Geboren aus einem perversen Religions-

verständnis, das sich gegen zwei kleine,
hilflos ausgelieferte Kinder gerichtet ha-
be. Weder sprach von lang andauernden
körperlichen und seelischen Misshand-
lungen, die er als Folter übelster Art auf
den Punkt brachte. Dies sei ein Kapital-
verbrechen.

Auch wenn der heute 44-jährige An-
geklagte für den Tod seiner bald fünf-
jährigen Tochter G. im Mai 2006 nicht
direkt verantwortlich sei, so habe er den
Boden dafür doch vorbereitet.

Kinder schwer geschädigt
Weder zeigte sich überzeugt, dass

beide Angeklagten mit ihrem jahrelan-
gen Foltersystem – es beinhaltete Schlä-
ge, häufigen Nahrungsentzug, kaltes
Abduschen, stundenlanges Stehen an
der Wand – die zwei Kinder G. und S.
schwer geschädigt hatten. Die mittler-
weile 12-jährige S. sei heute noch psy-
chisch traumatisiert, sagte der Ankläger
und verwies auf ein Gutachten. Auch
bei der verstorbenen G. hätten die Ärz-
te schwere Schädigungen infolge der
Misshandlungen festgestellt. Beide An-
geschuldigten hätten die schweren Kör-
perverletzungen in Kauf genommen.

Weder lastete den voll schuldfähigen
Angeklagten ein ausgesprochen schwe-
res Verschulden an und verlangte für

den angeklagten Vater aufgrund einer
als hoch eingestuften Rückfallgefahr
die Verwahrung. Nicht so für die Sozial-
pädagogin, die vor allem unter dem
Einfluss ihres Vorbildes gestanden sei.
Mit zwölf und acht Jahren Freiheitsent-
zug setzte sich Weder für hohe Strafen
ein. Die Rechtsvertreterin der Tochter S.
verlangte eine Genugtuung von 75 000
Franken. Für 50 000 Franken soll der
Vater aufkommen.

Dann war die Verteidigung an der
Reihe. Sowohl Rechtsanwalt Dario Zar-
ro als auch seine Berufskollegin Mari-
anne Schaub-Hristic verlangten in den
Hauptanträgen volle Freisprüche. Even-
tuell seien ihre Klienten wegen Verlet-
zung der Fürsorgepflicht zu bedingten
Freiheitsstrafen zu verurteilen. 20 Mo-
nate für den Vater, 10 Monate für die
Sozialpädagogin.

Schädigungen in Zweifel gezogen
Zarro appellierte als Anwalt des Va-

ters an die Geschworenen. Sie sollten
den Fall nicht aus moralischer Sicht,
sondern alleine auf der Basis des Straf-
gesetzbuches beurteilen. So habe der
Vater keineswegs die Absicht gehabt,
seinen Kindern zu schaden, plädierte
er. Dabei verwies der Verteidiger auf ei-
ne andere Weltanschauung, die noch

zu Jeremias Gotthelfs Zeiten, aber auch
heute noch bei gewissen Freikirchen
verbreitet sei.

Die Verteidiger zogen auch den Zu-
sammenhang zwischen den Erzie-
hungsmethoden und den Schädigungen
der Kinder in Zweifel. Auch bei der älte-
ren Tochter S., die womöglich erst durch
den Tod ihrer Schwester und durch die
Fremdplatzierung traumatisiert worden
sei. Damit sei eine schwere Körperver-
letzung nicht nachzuweisen. Anwalt
Zarro stufte auch die Prognose für blei-
bende Schäden als nicht zureichend ein.
Zudem sprach er von einer massiven
Vorverurteilung seines Mandanten
durch die Medien.

Gottes Segen für Geschworene
Das Schlusswort gehörte dem so ge-

nannten «Hasch-Jesus». Im Sinne des
gekreuzigten Jesus sei er bereit, eine
Strafe anzutreten, erklärte er. Sein
Glaube sei keine taktische Nummer,
sagte er und berief sich einmal mehr
auf Jesus, der schon in der Bibel gesagt
habe, dass man seine Jünger in der
Welt hassen werde.

Am Ende gab der Angeschuldigte den
Geschworenen Gottes Segen mit auf den
Weg. Sie werden ihr Urteil am kommen-
den Freitag verkünden.

Kann Sparen
Sünde sein?

«Das ist eine unsägliche Spar-
übung. Ich sage: Pfui!»

Lorenz
Schmid (CVP,
Männedorf) hat-
te noch zweimal
die Möglichkeit,
in seinem Votum
gegen die Kür-

zung der Prämienverbilligung Pfui
zu sagen.

«Lorenz Schmid hat sich mit
der CVP zum Sozialapostel aufge-
schwungen.»

Willy Haderer
(SVP, Unter-
engstringen)
sah die Affinität
der CVP zur
Apostelgeschich-
te bestätigt.

«Wenn Sie dem Kürzungsantrag
der Finanzkommission zustimmen,
wäre das eine finanzpolitische
Todsünde.»

Auch Rosmarie Joss (SP, Dieti-
kon) blieb im Jargon des Katechis-
mus.

«Die SVP verwechselt unser Parla-
ment mit dem chinesischen Volks-
kongress.»

Esther Guyer
(Grüne, Zürich)
schlug der Gegen-
seite allerdings
lieber Mao als die
Bibel um die Oh-
ren. (abr/zl)

Gesagt ist gesagt

Zürcher Kantonsrat
Weitere Ratsgeschäfte
Oberrichter. Der Kantonsrat hat zwei
neue Oberrichter gewählt. Peter Higi
(CVP, Zürich) erhielt 153 Stimmen,
Markus Kriech (Grüne, Birmensdorf)
152 Stimmen; anwesend waren 166
Ratsmitglieder.
Gerichte. Die Organisations- und die
Gebührenverordnung des Verwaltungs-
gerichts wurden einstimmig genehmigt.
Ferner wurde festgelegt, dass das Baure-
kursgericht 16 Mitglieder und 12 Ersatz-
mitglieder umfassen soll. Es hat seinen
Sitz in Zürich. (abr)

Fall BVK

Orlando Wyss neues
Mitglied der PUK

Die elfköpfige Parlamentarische Un-
tersuchungskommission (PUK), welche
die BVK-Korruptionsaffäre politisch auf-
arbeiten soll, ist wieder komplett. Der
Zürcher Kantonsrat hat Orlando Wyss
(SVP, Dübendorf) als Mitglied gewählt.
Wyss ersetzt Martin Arnold (SVP, Ober-
rieden), der vor drei Wochen seinen
Rücktritt aus der PUK bekanntgegeben
hatte. Da er einen der Beschuldigten
persönlich kenne, sei es möglich, dass
dadurch der Anschein von Befangenheit
entstehen könnte, so Arnold.

Die PUK besteht aus elf Mitgliedern,
je zwei der SVP, SP und FDP sowie je ei-
nes aus den anderen Fraktionen. Präsi-
diert wird sie von Markus Bischoff (AL,
Zürich). Ziel der Kommission ist es, die
Bestechungsvorwürfe gegen den frühe-
ren Anlagechef der kantonalen Perso-
nalvorsorge (BVK) zu klären. (sda)

Parlament will Prämienverbilligungen kürzen
Zwei gegensätzliche Vorschläge für

die Verbilligung der Krankenkassenprä-
mien lagen gestern vor dem Kantons-
rat: Eine Volksinitiative der Alternati-
ven Liste verlangt, dass der Kanton den
Verbilligungsbeitrag des Bundes nicht
nur verdoppelt, wie das heute der Fall
ist, sondern 115 Prozent davon aus-
schüttet. Sofern das Volk zustimmt,
würde die Erhöhung im Jahr 2012 gel-
ten. Der zweite Vorschlag stammt vom
Regierungsrat. Er wurde vom Kantons-
rat aufgefordert, den Kantonsbeitrag
auf 80 Prozent des maximalen Bundes-
beitrags zu senken.

Die Volksinitiative fand im Rat keine
Mehrheit, sie wurde mit 121 zu 57
Stimmen verworfen, soweit sie über-
haupt als gültig erklärt werden konnte.
Die Initiative verlangt nämlich eigent-

lich, dass die 115 Prozent für die Jahre
2010 bis 2012 gelten sollen, doch für die
ersten beiden Jahre ist der Zug längst
abgefahren, da die Prämienverbilligung
jeweils im Vorjahresherbst festgelegt
wird. Regierung und Kantonsrat muss-
ten sich bei der Behandlung der Volks-
initiative sogar sputen, damit diese
wenigstens noch für 2012 in Kraft ge-
setzt werden kann, wenn die Stimm-
bürgerschaft Ja sagt.

Schlussabstimmung im Januar
Die Kürzung der Kantonsverbilligung

von jetzt 100 auf 80 Prozent erhielt die
Zustimmung von SVP, FDP und Grünli-
beralen, was zu einem Stimmenverhält-
nis von 96 zu 83 führte. Die Schlussab-
stimmung findet erst im Januar statt. SP
und Grüne kündeten bereits an, dass sie

das Referendum ergreifen werden, so
dass es voraussichtlich im Mai zu einer
Volksabstimmung über die Senkung ei-
nerseits und über die Erhöhung gemäss
Initiative anderseits kommen wird.

Keine populäre Massnahme
Heute werden im Kanton 750 Millio-

nen Franken an Prämienverbilligungen
ausbezahlt, es profitieren rund 440 000
Personen. Der Betrag hat sich in den
letzten zehn Jahren verdoppelt. Wie Ge-
sundheitsdirektor Thomas Heiniger er-
klärte, ist die Kürzung aus Sicht des fi-
nanziellen Haushaltsgleichgewichts not-
wendig. Man habe darauf geachtet, dass
diese für die einzelnen Personen tragbar
ausfalle. Bei den tiefsten Einkommen
ändert sich nämlich gegenüber heute
nichts, ihre Prämien werden vom Staat

voll übernommen. Auch bei Kindern
und Jugendlichen gibt es keine Kür-
zung. Bei den übrigen Anspruchsbe-
rechtigten hingegen dürfte die Kürzung
24 bis 25 Prozent ausmachen.

Willy Haderer (SVP, Unterengstrin-
gen), Oskar Denzler (FDP, Winterthur)
und Eva Gutmann (GLP, Zürich) beton-
ten, man müsse darauf achten, dass die
Staatsfinanzen in Ordnung kämen, auch
wenn eine Kürzung selbstverständlich
nicht populär sei. «Ich bitte, in den sau-
ren Apfel zu beissen», sagte Denzler.
Der Referent der Alternativen Liste und
der Grünen sprach von sozialpolitischer
Bankrotterklärung und knallhartem So-
zialabbau. Die SP warf insbesondere der
GLP «soziale Kälte» vor. Dem Kanton
gehe es nicht so schlecht, dass dieser
Abbau nötig wäre. (abr)

Thomas Vogel
(FDP): «Es wäre
falsch, in dieser
Debatte der Min-
derheit das Maul
zu verbieten.»

Thomas Maier
(GLP): «Wenn es
so gut läuft, muss
es möglich sein,
Überschüsse zu
erwirtschaften.»

Airport Zürich

Flugverkehr legt zu
Die Passagierzahl am Flughafen Zü-

rich hat im November gegenüber dem
Vorjahr um 4,7 Prozent auf 1 772 821
zugenommen. Die Zahl der Flugbewe-
gungen lag 3,1 Prozent über Vorjahr. (zl)


